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lJ--3S13 der Beilagen zu dE'n Stenographir.chro Protokollen dC'/il Nationalrates 

REPUBLIK OSTERREICH 
BUNDESMJNISTERIUM 

FüR SOZIALE VERWALTUNG 
BUNDESMINISTER 

DR. GERHARD WEISSENBERG 

Zl. 30.037/10-111/1/1978 

-"~"""-""''''----- ...... _-_."~ .... ~, .. _, .. ",, ... -. "", .. _ ... _.,.----------

1010 Wien, den ...... JLMLtrz. .................. 1978.. 
St.ubearing ! 

_t,·lcl'ho... 57 5i>.SS 1'" (V\ 
Nw. 11111. Nr. .) \NI 

"1629 lAD 

1978 "04- 0 3 
zu "164'3 IJ 

B e a n t W 0 r tun g 

der Anfrage der Abgeordneten Dr. Blank und Genossen an 
den Bundesminister für soziale Verwaltung betreffend 
die Umschulung von Arbeitskräften in den verschi.edenen 
Bereichen der österreicbi.schen Wirtschaft (NI'. 16'+3/J) 

Wie die :E'ragesteller selbst anführen , handelt eS sich bei der 
vorliegenden Anfrage um die teilweise Wiederholung von in 
der Anfrage Nr. 14'74/J der Abgeordneten Dr. Blenk und Genossen 
gestell t~;:n Fragen, . die Gegenstand meiner Anfragebeant\ior-tung 
NI'. 1488/A.B. vom 23. Jänner 1978 \'laren. • 

In dieser Anfrageoeant\'lO:t'tung habe ich alle jene }i;rat~en be­
antwortet, die .'ich aufgrund der vorhandenen Statistiken be­
antworten konnte,und darüber hinaus im Sinne des § 89 Abs. 2 
der Geschäftsordnung des Nationalrates begründet, w·arum im 
Sinne der Anfrage aufgegliederte Statistiken nicht geführt 
werden und ich daher einzelne Fragen nicht beantworten konnte.;. 

Zu der Vermutung der Fragesteller, daß ein 1J€stimmteI' \olortlaut 
meiner Anfragebeantwortung vom 23. Jänner als Kriti~ an der 
Sinnhaftigkeit dieser Anfrage zu verstehen war, konnteich in 
der Debatte über diese Anfragl=beantwortung in der. Si tzung des 
Nationalrates vom 1. Feber d.J. klarstellen, daß ich keineswegs 

_ auch nur im entferntesten in parlamentarische Rechte einzelner 
Abgeordneter eingreifen wollte, sondern daß ich - wie oben 
ausgeführt - damit begründet habe, "'I1N,hal b aB.s ~)undesministerium 

für soziale Vervuü tung einzelne Statistiken n~.cht fijhrt, deren 
Existenz die Voraussetzung für eine materielle Be·antwOl'tUt'lE; 
der gestellten Fragen gewesen wäre. 
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Ein Antrag der Abgeordneten Dr. Blenk und Genossen, der 
Natione-.rat möge meine Anfragebeantwortung Nr. 1488/A.B. 
vom 2~j. Jänner 1978 nicht zur Kemlt.nis nehmen, vrttrde vom 
Nationalrat abgelehnt 0 Damit ist die Anfragebeantwortung 
vo:.n Nationalrat zur Kenn tni s genommen worden und ich darf 
daher zur Beantwortung der Fragen 1-4 der vorliegenden 
Anfrage auf die Beantwortung der Fragen 2-5 meiner 
Anfragebeantwortung vom 23. Jänner 1978 sowie auf meine 
ergänzenden und klarstellenden Ausführungen in der 
Nationalratssitzung vom 1. Feber 1978 verweisen, aus 
denen - wie bereits erwähnt - hervorgeht, daß in der 
gesetzmäßigen Bezugnahme auf § 89 Abs.2 der Geschäfts­
ordnung selbstverständlich keine Kritik an der Sinn­

haft~.pkeit solcher Fragen zu sehen ist. 

Obwohl ich den österreichischen Arb8itsmarkt als Ei.nheit 
betrachte und eine differenzierte Behandlung des ver­
staatlichten, indirekt verstaatlichten und privatwirt­
schaftlichen Sektors daher weder in der Vergangenheit 
getroffen wurde, noch in der Zukunft beabsichtigt sein 
kann, habe ich den Auftrag erteilt zu Uberprüf'en, welche 
Möglichkeiten für eine a.llfällige Änderung der statistischen 
EDV-Programme besteheno Da jedoch der Begriff der 
"indirekt verstaatlichten Wirtschaft n nicht gesetzlich 
wnschrieben ist und das Bundesministerium für soziale 
Verwaltung demnach über keine Aufstellung der "indirekt 
verstaatlichten" Betriebe verfügt, hat es sich an die 
Bundeswirtschaftskammer :nit der Bitte um Übermittlung 
einer solchen Aufstellung gewendet, diese jedoch bisher 
nicht erhalten. 
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